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Neu  auf  bau  des  deutschen  Wirtschaftslebens  ist  die  Aufgabe, 

ft.' 

^ie  unserem  und  dem  kommenden  Geschlecht  gestellt  ist;  Neu- 

c 

•faufbau,  nicht  Wiederaufbau,  denn  das  Deutschland  von  1914  ist 

^auch  wirtschaftlich  —  wie  politisch  —  für  alle  Zeit  dahin.  Die 

^  Geschichte  hat  sich  noch  niemals  wiederholt,  auch  die  Geschichte 

^  der  Wirtschaft  nicht,  und  unsere  Aufgabe  ist  heute  nicht,  dem 

^  Vergangenen  und  Versunkenen  nachzuträumen,  sondern  dem  Wer- 

denden  und  Wachsenden  Licht  und  Bahn  zu  schaffen.  Noch  glauben 

freilich  Millionen  in  unserem  Volke,  daß  wie  durch  ein  Wunder 

plötzlich  in  irgendeiner  nahen  Zukunft  —  im  nächsten  Jahre,  in 

5  Jahren,  in  10  Jahren  —  der  Weg  zu  dem  wirtschaftlichen  Paradiese 

von  1914  sich  wieder  öffnen  werde,  noch  betrügen  sich  Millionen 

mit  der  Hoffnung,  in  dem  allgemeinen  Zusammenbruch,  in  der 

allgemeinen  Verarmung  wenigstens  ihre  eigene  kleine  Privatwirt- 

_  Schaft  in  der  alten  Weise  weiterführen,  wenigstens  die  Höhe  ihrer 

A 

^'persönlichen  Lebenshaltung  aus  der  Vorkriegszeit  behaupten  zu 
/können.  Aber  gerade  dies  kindliche  Anklammern  an  all  die  „un- 
^ entbehrlichen“  Genußgüter  von  1914,  die  nun  wieder  lockend  in 

W 

allen  Läden  liegen,  gerade  dieser  Kultus  der  nichtigen  Symbole 

c  . 


eines  endgültig  versunkenen  Wohlstandes  reißt  unsere  Volkswirt- 
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Schaft  nun  schon  seit  Monaten  nur  täglich  noch  tiefer  in  den  At 
grund  hinein. 

So  ist  klares  Erkennen  und  offenes  Aussprechen  der  trübe; 
wirtschaftlichen  Wirklichkeit,  offenes  Eingeständnis  der  bitterei 
Verarmung  der  Gesamtheit  und  jedes  Einzelnen  ein  erstes  unenl 
behrhches  Fundament  für  den  künftigen  Neuaufbau.  Ein  zweite 
ist  die  offene  Absage  an  ali  die  „unfehlbar  wirkenden“  Allheil 
mittel  und  wirtschaftlichen  Eisenbartkuren,  die  von  Eingängern 
Doktrinären  und  Dilettanten  der  Ökonomik  heute  der  Menge  an 
gepriesen  werden.  Gewiß,  daß  in  all  den  Schlagworten  der  fieberndei 
Zeit,  m  der  „freien  Wirtschaft“  und  in  der  „Planwirtschaft“,  in  dei 
„Sozialisierung“  und  im  „Rätesystem“  wertvolle  und  fruchtbare 
Gedanken  enthalten  sind  —  wir  hatten  ja  auch  in  der  Volkswirt 
Schaft  von  1914  Elemente  der  „freien“  wie  der  „Planwirtschaft“ 
Ansätze  zur  „Soziaiisierung“  wie  zu  Interessenvertretungen  in 
Sinne  des  „Rätesystems“  -  gefährlich  und  verhängnisvoll  ist  nui 
die  fanatische  Einseitigkeit  und  Verbissenheit,  mit  der  heute  jedes 
einzelne  dieser  und  anderer  Kraft-  und  Schlagworte  in  die  Öffent¬ 
lichkeit  hinausgerufen  wird,  gefährlich  und  verhängnisvoll  ist  das 
„nicht  rechts  und  nicht  links  Sehen“,  das  „blind  und  taub  Sein“ 
gegen  jeden  anderen  Gedanken,  das  die  Prediger  solcher  Allheil¬ 
mittel  kennzeichnet  —  für  die  hundert  Wunden  eines  so  kompli¬ 
zierten  Organismus,  wie  es  unsere  Volkswirtschaft  ist,  kann  nun 
und  nimmer  nur  ein  einziger  Schnitt  oder  eine  einzige  Salbe  die 
ersehnte  Heilung  bringen!  Langsam,  hart  und  mühsam  wird  der 
neue  Aufstieg  sein,  und  wer  die  ermüdenden  Pfade  und  Stufen 
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dazu  weisen  will,  muß  auf  den  Beifall  der  Fanatiker  wie  der 
Wunder  gläubigen  von  vornherein  verzichten. 

Nüchternheit  und  Wirklichkeitssinn  gegenüber  der  nackten 
Armut  der  Gegenwart  wie  gegenüber  den  langen  Bitternissen  der 
Zukunft,  das  sind  die  ersten  Grundsteine  für  den  wirtschaftlichen 
Neuaufbau;  Klarheit  über  die  jüngste  wirtschaftliche  Vergangen¬ 
heit  und  über  alle  Gründe  des  Zusammenbruchs  muß  als  drittes 
Fundament  hinzukommen.  Es  ist  naiv,  der  Revolution  vom  No¬ 
vember  1918  oder  den  seitdem  verantwortlichen  Regierungen  alle 
Schuld  am  heutigen  Wirtschaftselend  aufzubürden:  der  Zusammen¬ 
bruch  der  deutschen  Volkswirtschaft  wie  die  ganze  Revolutionie- 
rung  der  Welt  begann  nicht  im  November  1918,  sondern  im 
August  1914.  Im  August  1914  begann  die  ungeheure  Vernichtung 
wirtschaftlicher  Güter  und  wirtschaftlicher  Kräfte,  das  Hinopfern 
von  Millionen  produktiver,  jugendstarker  Menschen,  des  höchsten 
j  Besitzes  einer  aufsteigenden  Volkswirtschaft,  das  Ausnutzen  aller 
I  Rohstoffe,  Anlagen  und  Vorräte  unseres  blockierten  Landes  für 

I  Zwecke  nicht  der  Erzeugung,  sondern  der  Zerstörung,  im  August 

! 

1914  begann  der  Raubbau  auf  unserer  Scholle  und  in  unseren 
•  Bergwerken,  die  Raubnutzung  in  unseren  Forsten  und  in  unseren 

i 

Fabriken,  im  August  1914  begann  die  verhängnisvolle  künstliche 
I  Vermehrung  der  Kaufkraft  bei  natürlicher  Verminderung  aller 

i 

I  Warenbestände  im  Lande,  im  August  1914  begann  die  Defizit¬ 
wirtschaft  und  die  unfundierte  Verschuldung  unserer  öffentlichen 
Wirtschaften,  im  August  1914  begann  die  brutale  Aufzehrung  des 
!  deutschen  Volksvermögens,  die  uns  heute  zwingt,  auch  Wirtschaft- 
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lieh  auf  Gnade  und  Ungnade  vor  unseren  Feinden  zu  kapitulieret 
Es  war  vergeblich,  im  Fieber  der  deutschen  Kriegswirtschaft  mi 
ihren  Kriegsgewinnen  und  Kriegsgewinnern  oben  und  unten  voi 
deutscher  Verarmung  und  wirtschaftlichem  Va  -  banque- Spiel  zj 
sprechen,  vergeblich,  die  stürmische  Produktionssteigerung  unte 
dem  „Hindenburgprogramm“  seit  1917  als  krankhafte  Scheinblüb 
und  letzten  Krampf  einer  todwunden  isolierten  Wirtschaft  zu  kenn 
zeichnen,  vergeblich,  vor  der  Finanzierung  des  Krieges  allein  durcl 
Anleihen,  schwebende  Schulden  und  Banknoten  zu  warnen  — 
heute  aber  sollten  wir  alle  wach  und  wissend  genug  sein,  um  ir 
den  4  Jahren  des  Krieges  und  nicht  nur  in  den  Tagen  der  Re¬ 
volution  die  Wurzeln  unseres  Unglücks  zu  suchen.  Auch  dei 
schwere  sittliche  Verderb  dieser  Tage,  der  mit  „Amüsements“- 
taumel,  Schiebertum  und  offenen  Verbrechen  das  ganze  Volks¬ 
leben  und  die  letzten  Reste  der  Volkswirtschaft  zu  vergasen  und 
vergiften  droht,  hat  im  Elend  der  langen  Kriegsjahre  seinen  Ur¬ 
sprung  und  Nährboden  gehabt.  Alle  Eigentumsbegriffe  sind 
draußen  im  Felde  erschüttert,  Millionen  schaffender  Männer  zum 
Zerstören  erzogen  und  der  stetigen  Arbeit  entwöhnt  worden, 
während  inzwischen  in  der  Heimat  der  Geist  kapitalistischer  Ge¬ 
winnsucht  auch  Schichten  ergriff,  die  den  ^Mammonismus  bisher 
leidenschaftlich  bekämpft  hatten,  während  kecke  Gesetzesverachtung 
auch  dort  um  sich  griff,  wo  man  die  Heiligkeit  des  Rechtes  bisher 
mit  besonderem  Ernste  gepflegt  hatte. 

Kein  Einzelmittel,  und  wäre  es  noch  so  weitreichend  und 
noch  so  v^olkstümlich,  kann  nach  solchen  Zerstörungen  zum  neuen 
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Aufbau  ausreichen.  Nicht  50  Jahre,  nicht  100  werden  ersetzen 
können,  was  5  Jahre  vernichteten.  Finanzpolitik  und  Wirtschafts¬ 
politik,  Sozialpolitik  und  Volkserziehung  werden,  jede  auf  ihrem 
Wege,  langsam  und  mühsam  die  Bausteine  für  einen  Neuaufbau 
Zusammentragen  müssen. 

Die  Finanzpolitik  muß,  wie  ich  glaube,  dabei  an  erster 
Stelle  stehen.  Gelingt  es  nicht,  unsere  öffentlichen  Haushaltungen 
in  kürzester  Frist  in  Ordnung  und  Gleichgewicht  zu  bringen,  so 
brechen  auch  alle  Privatwirtschaften  zusammen.  Ein  Reichs¬ 
bankerott  würde  nicht  nur  die  großen  Produktionsunternehmungen 
und  die  kapitalbesitzenden  Mittelschichten  treffen,  er  würde  auch 
das  Lohneinkommen  der  Besitzlosen,  die  Renten  der  Sozial¬ 
versicherung  und  die  Notgroschen  in  den  Sparkassen  in  schwerste 
Gefahr  bringen.  Ein  Reichsbankerott,  die  Einstellung  der  jähr¬ 
lichen  Zinszahlungen  des  Reiches  von  rund  10  Milliarden,  würde 
den  Kredit  unseres  Reiches  im  Inlande  wie  im  Auslande  auf  lange 
Jahre  vernichten,  er  würde  uns  auch  den  letzten  Rest  politischer 
Selbständigkeit  und  wirtschaftlicher  Handlungsfreiheit  kosten.  So 
kann  keine  Steuerlast  zu  schwer,  kein  Vermögensopfer  zu  groß 
sein,  um  dieses  äußerste  wirtschaftliche  Unglück  zu  verhüten. 
Gliedstaaten  und  Gemeinden,  die  durch  alten  Vermögensbesitz  und 
alte  Steuerreservate  im  Augenblick  noch  ein  wenig  günstiger 
dazustehen  scheinen  als  das  Reich,  müssen  opfern  und  verzichten 
um  das  Reich  zu  retten.  Der  organische  Neuaufbau  aller  öffent¬ 
lichen  Haushaltungen  muß  Reich,  Länder  und  Gemeinden  nach 
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einheitlichem  Plane  umfassen;  das  Reich,  einst  in  der  Zeit  der 
Matrikularbeiträge  ein  armer  Kostgänger  an  den  vollen  Tafeln 
der  Bundesstaaten,  beansprucht  heute  mindestens  Dreiviertel  aller 
öffentlichen  Einnahmen  —  es  wird  darum  alle  großen  Steuern  in 
seine  Hand  nehmen  müssen  und  den  Ländern  und  Gemeinden  nur 
bescheidene  Reste  und  Ertragsanteile  überlassen  können.  Die 
finanzielle  Selbständigkeit  der  kleineren  Körper  fällt  damit  dahin; 
die  Reichsfinanz  Verwaltung,  die  wir  schon  bekommen  haben,  und 
die  Reichsfinanzreform,  an  der  wir  eben  arbeiten,  bedeuten  das 
Ende  des  deutschen  Finanz-  und  Steuerpartikularismus,  das  Ende 
der  glücklichen  Steuerinseln  in  einzelnen  Kleinstaaten,  Vororten 
und  Mittelstädten,  bedeuten  auf  dem  Wege  über  die  Finanzeinheit, 
über  die  gleichmäßige  Belastung  aller  Reichsgenossen  durch  ein¬ 
heitliche  Reichssteuern  tatsächlich  den  Sieg  des  deutschen  Ein¬ 
heitsstaates. 

So  klar  dies  Ziel  vor  den  Augen  aller  Einsichtigen  liegt,  so 
schwer  ist  doch  der  Weg  dahin  zu  gewinnen  und  festzuhalten; 
kein  Reichsfinanzminister,  der  nach  Popularität  geizt,  wird  diese 
Riesenaufgabe  lösen  können.  Rasch  handeln  und  ganze  Arbeit 
tun  ist  jetzt  wichtiger  als  gerecht  und  mit  wissenschaftlicher  Ge¬ 
nauigkeit  alle  Sonderwünsche  und  Sonderinteressen  anhören  und 
abwägen.  Selbst  die  ungerechteste  neue  Finanzordnung,  die  wirk¬ 
lich  Einnahmen  und  Ausgaben  bilanziert,  wird  besser  und  erträg¬ 
licher  sein  als  die  jetzige  Unordnung. 

Das  Erste,  was  wir  in  unserem  Finanzwesen  brauchen  — 
übrigens  keineswegs  nur  im  Haushalte  des  Reiches  —  ist  sofortige 
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Rückkehr  zu  den  Selbstverständlichkeiten  geordneter,  sparsamer, 
ehrbarer  Wirtschaftsführung: 

Keine  Ausgaben  mehr,  die  im  Etat  nicht  vorgesehen  sind, 
keine  Notbewilligungen  mehr  über  den  Finanzplan  hinaus,  auch 
nicht  unter  so  schönen  Überschriften  wie  ,',Deutschland  ist  arm, 
aber  .  . . oder  unter  dem  Drucke  auch  der  stärksten  Bewegungen, 
Ausstände  oder  Drohungen  der  Straße! 

Keine  Mark  neuer  schwebender  Schulden  mehr,  und  müßte 
auch  der  gesamte  noch  notwendige  Anleihebedarf  durch  so  übel 
beleumdete  Mittel  wie  Prämienanleihen  —  die  jetzige  mit  ihren 
2^  Milliarden  Reinertrag  kann  nur  als  bescheidenster  Anfang 
gelten  —  oder  durch  so  brutale  wie  Zwangsanleihen  aufgebracht 
werden!  Ohne  Abkehr  von  der  Mißwirtschaft  immer  wachsender 
schwebender  Verschuldung  kann  ja  auch  die  immer  noch  wachsende 
Notenüberschwemmung  nicht  eingedämmt  werden. 

Keine  Anleihe  mehr  ohne  gleichzeitige  Sicherung  ihres  Zinsen¬ 
dienstes!  Nur  wenn  mit  jedem  neuen  Zehnmilliardenkredit  eine 
neue  Fünfhundertmillionensteuer  automatisch  verknüpft  wird,  wird 
das  leichtherzige  Hinausschütten  der  Milliarden,  an  das  5  Jahre 
finanzwirtschaftlicher  Besinnungslosigkeit  uns  gewöhnt  haben,  end¬ 
lich  ein  Ende  nehmen. 

Kein  werbender  öffentlicher  Betrieb  mehr  ohne  Verzinsung 
des  Anlagekapitals  und  ohne  Überschüsse!  Reichen  die  Einnahmen 
nach  den  heutigen  Tarifen  dazu  nicht  aus,  so  verdopple,  so  ver¬ 
dreifache  man  die  Tarifsätze!  Keinesfalls  aber  darf  in  unserer 
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Finanznot  durch  Monate  oder  gar  durch  Jahre  hindurch  eine  Zu¬ 
schußwirtschaft  bei  Post  oder  Eisenbahnen  geduldet  werden. 

Keine  neuen  Sachausgaben,  keine  neuen  Beamtenstellen  mehr, 
solange  selbst  die  Bezahlung  des  alten  Sach-  und  Personalbedarfs 
nicht  durch  ordentliche  Einnahmen  gesichert  ist!  Damit  offener 
und  rücksichtsloser  Verzicht  auf  alle  Neugründungen  und  Experi¬ 
mente,  auf  alle  neuen  „Zentralen“  und  „Referate“  in  der  Ver¬ 
waltung,  Verzicht  selbst  auf  alle  „Kulturtaten“,  wenn  sie  auch  nur 
einen  Pfennig  neuer  öffentlicher  Aufwendungen  beanspruchen. 

Keine  „Überteuerungszuschüsse“  des  Reiches  a  fonds  perdu 
mehr,  selbst  nicht  zur  Verbilligung  der  Nahrungsmittel  und  des 
Wohnungsbaues!  Seien  wir  doch  endlich  so  ehrlich,  uns  selber 
einzugestehen,  daß  unsere  Verarmung  uns  zwingt,  dauernd  kärg¬ 
licher  zu  essen  und  enger  zu  wohnen,  als  wir  es  bis  1914  gewohnt 

waren!  Scheinen  aber  an  einzelnen  Orten  —  es  kommen  ja  vor- 

0 

wiegend  die  größeren  Städte  in  Betracht  —  solche  Zuschüsse  für 
den  Existenzbedarf  breiterer  Schichten  im  Augenblick  noch  unver¬ 
meidlich,  so  dürfen  sie  allein  durch  einmalige  örtliche  Sondersteuern 
oder  Steu erzuschläge  aufgebracht  werden.  Sie  müssen  aus  dem 
laufenden  Einkommen,  aber  nun  und  nimmer  aus  dem  Vermögen 
gedeckt  werden;  sonst  zehren  wir  heute  auf,  was  in  kommenden 
Jahrzehnten  die  Grundlage  für  die  Existenz  und  Arbeit  unserer 
Kinder  und  Enkel  sein  muß. 

Neben  dieser  Rückkehr  zur  früher  selbstverständlichen  Soli¬ 
dität  der  öffentlichen  Haushaltsführung  steht  dann  als  zweite  Haupt- 


aufgabe  die  Schaffung  der  notwendigen  neuen  Milliardeneinnahmen. 
Einiges  dazu  ist  bereits  getan  durch  die  neuen  Steuergesetze  vom 
September:  das  Erbschaftssteuergesetz,  das  Gesetz  über  die  außer¬ 
ordentliche  Kriegsabgabe,  das  Gesetz  über  die  Kriegsabgabe  vom 
Vermögenszuwachse,  das  Grunderwerbsteuergesetz,  das  Zündwaren- 
steuergesetz,  das  Spielkartensteuer gesetz,  das  Tabaksteuergesetz. 
Mehr  wird  noch  zu  tun  sein,  denn  noch  fehlt  die  atigekündigte 
Erhöhung  der  Umsatzsteuer,  noch  fehlt  die  Kapitalertragssteuer, 
die  Reichseinkommensteuer,  noch  fehlen  die  neuen  Verbrauchs¬ 
steuern  und  das  Reichsnotopfer.  Über  die  Einzelheiten  dieser 
Steuervorschläge  soll  hier  nicht  gesprochen  werden.  Selbstver¬ 
ständlich,  daß  sie  nicht  jeder  Kritik  standhalten;  Eine  Vermögens¬ 
abgabe,  die  sich  in  Raten  durch  Jahrzehnte  hinzieht,  ist  gerade 
keine  glückliche  Form  für  eine  „Abgabe“  —  aber  auch  hier  werden 
Fehler  in  der  Form  immer  noch  besser  sein  als  Unterlassungs¬ 
sünden.  Noch  einmal  sei  ausgesprochen,  daß  es  ein  Glück  für 
Deutschland  ist,  daß  es  heute  einen  Reichsfinanzminister  hat,  der 
den  Mut  hat,  sich  gründlich  unbeliebt,  ja  verhaßt  zu  machen; 
diesen  Mut  soll  auch  der  politische  Gegner  und  der  persönliche 
Feind  ihm  zuerkennen.  Auch  die  kommenden  Monate  werden  ihm 
Gelegenheit  geben,  diesen  Mut  zu  bewähren:  er  wird,  wie  ich 
hoffe,  auf  schärfste  progressive  Einkommensbesteuerung  bestehen 
(„Vollsozialisierung“  der  höchsten  Einkommensspitzen  erscheint  mir 
erträglicher  als  Wegsteuerung  der  großen  Vermögen),  er  wird 
hoffentlich  auch  vor  Fleisch-  und  Brotsteuern  nicht  zurückschrecken. 
Reiche  und  Arme  sollen  ihn,  sollen  die  steuerbewilligenden  Parteien 
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hassen  und  verfluchen,  wenn  es  nur  gelingt,  durch  diese  verhaßte 
und  verfluchte  Gesetzgebungsarbeit  die  Ordnung  der  Finanzen 
wirklich  durchzuführen,  wenn  es  nur  gelingt,  das  Gespenst  des 
Reichsbankerotts  endgültig  zu  verscheuchen.  Wir  sind  so  arm 
geworden,  daß  wir  auch  die  vollständige  steuerliche  Erwürgung 
jedes  materiellen  Luxusses,  auch  die  vollständige  Zerdrückung 
alles  Genußmittelverbrauchs  nicht  scheuen  dürfen.  Nachdem  Mil¬ 
lionen  ihr  Leben  für  uns  und  unsere  Kinder  geopfert  haben,  sind 
Verzichte  auf  Auto  und  Pelz  werk,  auf  Wein  und  Bier,  auf  Zigarren 
und  Zigaretten  wirklich  nicht  der  Rede  wert.  Auf  dem  Umwege 
über  die  Reichsfinanzreform  kommen  wir  zu  dem  großen  Gewinne 
der  Reichseinheit;  hoffen  wir,  daß  wir  auf  dem  gleichen  Umwege 
durch  schärfsten  Steuerdruck  auf  Großeinkommen  und  Großver¬ 
mögen  auch  zu  dem  Gewinn  eines  allgemeinen  Arbeitszwanges 
für  alle  Arbeitsfähigen  kommen.  Aufgabe  späterer  Jahre  wird  es 
dann  sein,  nach  der  jetzigen  Schmälerung  und  Ertragsbeschränkung 
der  alten  Vermögen  das  Anwachsen  neuer  Vermögensstöcke,  wenn 
möglich  die  Ansammlung  zahlloser  neuer  Klein  vermögen  durch 
steuerpolitische  Förderung  jeder  Einkommensersparnis,  aller  kapi¬ 
talbildenden  Versicherungen  und  jedes  Erwerbes  von  Klein¬ 
grundbesitz,  Genossenschaftsanteilen  und  Kleinaktien  tatkräftig  zu 
unterstützen.  Auch  die  Steuerpolitik  wird  damit  Wege  zum  Aus¬ 
gleich  der  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Gegensätze  in 
unserem  Volksleben  beschreiten  können. 

Aber  stehen  alle  diese  finanzpolitischen  Aufbaupläne  nicht  in 
der  Luft,  solange  die  unbemessenen  Forderungen  unserer  Feinde 
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wie  ein  Damoklesschwert  über  unserer  Volkswirtschaft  schweben? 
Mir  scheint,  daß  man  bei  tiefstem  allgemeinem  Pessimismus  gerade 
in  dieser  einen  Frage  Optimist  sein  darf.  Auch  bei  unseren  Feinden 
wissen  alle  Sachkundigen,  daß  man  dauernde  Entschädigungsraten 
aus  Deutschland  nur  wird  bekommen  können,  wenn  eine  feste  und 
dauernde  Ordnung  für  die  deutsche  Finanzwirtschaft  gesichert  ist. 
Freilich,  bei  einer  kurzfristigen  Okkupation  kann  man  auch  aus 
einem  tödlich  gelähmten  Lande  einmalige  hohe  Kontributionen 
herauspressen.  Aber  regelmäßige  Renten  kann  nur  der  zahlen, 
der  eine  geordnete  Wirtschaft  mit  regelmäßigen  eigenen  Einnahmen 
hat.  Diese  Erkenntnis  wird  etwaige  törichte  Agitationen  jenseits 
unserer  Grenzen,  die  vielleicht  eine  Beschlagnahme  unseres  Reichs¬ 
notopfers  fordern  könnten,  nach  einigen  Kämpfen  zum  Schweigen 
bringen;  von  dieser  Erkenntnis  aus  wird  hoffentlich  auch  eine  Ver¬ 
ständigung  über  die  endgültige  Höhe  unserer  Naturallieferungen 
und  Zahlungen  auf  Grund  des  Friedensvertrages  möglich  werden, 
eine  Verständigung,  die  zweifellos  die  heutigen  Ansprüche  stark 
wird  herabsetzen  müssen.  Was  man  uns  bis  heute  weggenommen 
hat  und  in  nächster  Zeit  wegnehmen  will  —  Handelsschiffe,  Loko¬ 
motiven,  Docks,  Milch-  und  Schlachtvieh  — ,  nahm  und  nimmt  man 
aus  unserem  Vermögen;  auf  die  Dauer  werden  wir  aber  bestimmt 
nicht  vom  Vermögen,  sondern  nur  vom  Einkommen  abgeben  und 
zahlen  können.  Auch  in  der  Privatwirtschaft  treibt  man  ja  den 
großen  Schuldner,  der  sich  ehrlich  selbst  sanieren  will,  nicht  mut¬ 
willig  zum  Konkurs:  man  vergleicht  sich  mit  ihm,  erhält  ihm  die 
Reste  seines  Vermögens  und  kann  dann  auf  langsame  Tilgung 
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der  Schulden  aus  dem  langsam  wieder  wachsenden  Einkommen 
mit  einiger  Sicherheit  rechnen.  Gewiß  stehen  uns  und  unseren 
Kindern  auch  nach  einer  solchen  Verständigung  mit  den  Feinden 
noch  harte  Jahrzehnte  furchtbaren  Steuerdrucks  unentrinnbar  be¬ 
vor;  aber  ganze  Arbeit  in  der  Finanzreform  dieser  Monate  wird 
doch  wenigstens  die  Zukunft  unserer  fernen  Enkel  sichern  können* 

Neben  die  Finanzpolitik  stellt  sich,  gleich  wichtig  für  den  Neu¬ 
aufbau  Deutschlands,  die  Wirtschaftspolitik.  Hier  ist  die 
Wiederherstellung  einer  aktiven  deutschen  Zahlungsbilanz  die 
augenfälligste,  aber  auch  die  schwerste  Aufgabe.  Solange  freilich 
der  Wert  unserer  Währung  noch  von  Woche  zu  Woche  und  fast 
von  Tag  zu  Tag  vreiter  stürzt,  solange  wir  fortfahren,  mehr  zu 
verbrauchen  als  wir  erarbeiten,  solange  kann  man  von  „Neuaufbau“ 
unserer  Wirtschaft  überhaupt  noch  nicht  sprechen;  eine  Bremsung 
des  Währungssturzes  wäre  das  erste  Anzeichen,  daß  die  Epoche 
der  Zerstörung  der  deutschen  Volkswirtschaft,  der  Aufzehrung  des 
deutschen  Volksvermögens  endlich  zu  Ende  geht.  Ohne  bewußte 
Mitarbeit  der  Einzelwirtschaften  wird  diese  Rettung  unserer  Währung 
nicht  durchzuführen  sein;  von  solcher  Mitarbeit  aber  fehlt  heute 
noch  jede  Spur.  Die  Massen  sehen  ahnungslos  an  dem  Elend  der 
Valutaentwertung,  gleichgültig  an  der  Pflicht  der  Verbrauchs¬ 
einschränkung  vorbei.  Hier  versuchen  reiche  Egoisten  ihre  Wert¬ 
papiere  ins  Ausland  wegzuschmuggeln,  dort  lähmen  verblendete 
Arbeiterführer  die  ohnehin  nur  langsam  wachsende  Erzeugung  von 
Exportgütern  durch  selbstmörderische  Ausstände.  Phantasten 


träumen  noch  von  der  Kriegszeit  her  von  einer  vollen  „Autarkie“ 
der  deutschen  Volkswirtschaft,  während  wir  doch  ohne  fremde 
Rohstoffe  —  Baumwolle,  Wolle,  Kupfer,  Eisenerze  und  Phosphate — , 
ohne  fremde  Futtermittel  und  ohne  eine  wenn  auch  noch  so  be¬ 
scheidene  Nahrungsmittelzufuhr  aus  milderen  Zonen  niemals  werden 
leben  können.  Ebenso  töricht  aber  ist  auch  der  Traum  von  einer 
Wiederherstellung  des  alten  Markwertes  auf  dem  Markte  der  Welt¬ 
völker;  solange  unentgeltliche  Lieferungen  an  das  Ausland  auf 
unserer  Volkswirtschaft  liegen,  ist  daran  ernsthaft  gar  nicht  zu 
denken.  Unsere  alte  Währung  ist  dahin;  die  Festlegung  einer 
neuen  auch  auf  tiefgesenkter  Basis  wird  immerhin  eine  große 
Besserung  sein  gegenüber  dem  jetzigen  haltlosen  Hinabgleiten  in 
den  Abgrund.  Wege  zur  Festigung  und  damit  zur  Begründung 
eines  neuen  tragfähigen  Fundamentes  der  Volkswirtschaft  liegen 
in  planmäßigem  Kampfe  gegen  die  Kapitalflucht,  in  planmäßiger 
Einschränkung  des  Imports  und  des  inländischen  Verbrauchs,  in 
planmäßiger  Förderung  des  Exports  und  der  inländischen  Er¬ 
zeugung.  Einige  dieser  Wege  seien  hier  noch  etwas  genauer 
betrachtet. 

Alle  deutsche  Wirtschaftspolitik  leidet  heute  an  der  offenen 
Wunde  Deutschlands  im  Rheinland.  Es  muß  gelingen  und  es 
wird  gelingen,  auch  unsere  verbittertsten  Feinde  davon  zu  über¬ 
zeugen,  daß  ohne  Schließung  des  vielberufenen  „Lochs  im  Westen“ 
der  deutsche  Markt  vielen  ihrer  Rohstoffe  dauernd  versperrt 
bleiben  wird,  während  deutsche  Exportwaren  nicht  wenige  ihrer 
heimischen  Industrien  niederzukonkurrieren  drohen.  Nicht  uns  zu 
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Liebe,  sondern  aus  klarem  Eigennutz  werden  sie  früher  oder  später 
gemeinsam  mit  uns  die  westliche  Zollgrenze  wiederherstellen,  ge¬ 
meinsam  mit  uns  den  Schieberverkehr  von  Saarbrücken,  Wiesbaden 
und  Düsseldorf  lahmlegen.  Uns  selber  aber  bleibt  daneben  noch 
viel  Eigenes  zu  tun.  Alle  irgend  entbehrliche  Einfuhr  muß  mit 
brutaler  Gewalt  lahmgelegt  werden.  Fertigwaren,  die  wir  selbst 
herstellen  können,  bis  hinab  zu  Schokoladentafeln  und  Zigaretten, 
dürfen  nicht  mehr  ins  Land  hinein  gebracht  werden;  alle  Genußmittel¬ 
einfuhr,  auch  die  von  Tabak  und  Kaffee,  ist  zu  verbieten,  alles  trotz¬ 
dem  Eingeschmuggelte  ist  erbarmungslos  zu  beschlagnahmen  und 
ohne  Entgelt  einzuziehen.  Mit  3  Mill.  M.  täglicher  Ausgaben  für  aus¬ 
ländischen  Kaffee,  mit  mindestens  ebensoviel  für  fremde  Zigaretten 
kaufen  wir  uns  einfach  zu  Tode;  wir  sind  zu  arm  geworden  für 
solchen  Luxus,  und  nur  durch  seine  rücksichtslose  Ausrottung 
kann  unsere  schwer  leidende  Zahlungsbilanz  wieder  aktiv  gemacht 
und  damit  unsere  wirtschaftliche  Zukunft  gerettet  werden.  Neben 
diese  wirtschaftspolitischen  Zwangsmaßnahmen  aber,  neben  die 
obrigkeitliche  Vernichtung  alles  überflüssigen  Imports  muß  eine 
wirtschaftspolitische  Volksaufklärung,  muß  eine  unermüdliche  Spar¬ 
propaganda  treten.  Demokratische  Staatsformen  verpflichten  zu 
ernstester  Volkserziehungsarbeit;  die  beste  Einfuhrpolitik  der 
Regierung  bleibt  wirkungslos,  wenn  nicht  die  Selbstzucht  der  Ver¬ 
braucher  ihr  zu  Hilfe  kommt. 

Zur  Einschränkung  des  Imports  muß  sich  planmäßige  Förde¬ 
rung  des  Exports  gesellen.  In  erster  Linie  natürlich  des  Waren¬ 
exports,  für  den  die  fremden  Märkte  heute  so  aufnahmefreudig  sind 
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wie  nie  zuvor.  Der  Menge  der  Auslandsnachfrage  ist  die  deutsche 
Produktion  im  Augenblick  bei  Weitem  nicht  gewachsen;  um  so 
wichtiger  ist  es,  daß  für  alles,  was  wirklich  hinausgeht,  gute  Preise 
erzielt  werden.  Bei  dem  furchtbaren  Tiefstand  unserer  Währung 
droht  ja  die  Gefahr,  daß  wir  auf  dem  Auslandsmärkte  weit  billiger 
verkaufen,  als  der  dortigen  Preislage  eigentlich  entspricht;  dieser 
Gefahr  kann  durch  Außenhandelsstellen  der  einzelnen  Industrie¬ 
zweige,  die  als  Selbstverwaltungsorgane  die  gesamte  legale  Aus¬ 
fuhr  kontrollieren,  wirksam  entgegen  gearbeitet  werden.  Dem 
Schleuderhandel  der  illegalen  Ausfuhr  müssen  staatliche  Organe 
nach  Kräften  zu  Leibe  gehen.  Selbstverständlich  ist  auch  in  diesem 
Augenblicke  nicht  jede  Warenausfuhr  aus  Deutschland  erwünscht: 
der  Verkauf  von  Getreide  und  Vieh,  von  Häuten  und  Leder  er¬ 
fordert  mit  Rücksicht  auf  den  ausgehungerten  deutschen  Markt 
die  schärfste  Abwehr.  Dieser  gefährliche  Ausverkauf  deutscher 
Rohstoffe  und  Nahrungsmittel  ist  natürlich  im  wesentlichen  bedingt 
durch  die  Entwertung  unserer  Währung;  teilweise  hängt  er  aber 
auch  mit  der  künstlichen  Niedrighaltung  gewisser-Inlandspreise  im 
Rahmen  der  vom  Kriege  her  überkommenen  Zwangswirtschaft 
zusammen.  Niedrige  Inlandspreise  treiben  die  inländischen  Erzeuger 
oder  Händler  ebenso  stark  zum  Verschieben  selbst  unentbehrlicher 
Nahrungsmittel  ins  Ausland,  wie  sie  ausländische  Verbraucher  zu 
genußreichen  Ferienwochen  und  zu  umfassenden  Einkaufsreisen 
ins  deutsche  Inland,  in  das  heute  „billigste  Land  der  Erde“,  herein¬ 
locken.  Diese  Zustände  führen  uns  zu  der  leidenschaftlich  erörterten 
Frage,  ob  die  Reste  unserer  Kriegszwangswirtschaft  und  Kriegs- 
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höchstpreispolitik  -  vielleicht  von  dem  außerhalb  der  internationalen 
Konkurrenz  stehenden  Mieteinigungswesen  abgesehen  —  wirklich 
noch  weiterer  Erhaltung  wert  sind,  oder  ob  nicht  besser  eine  An¬ 
gleichung  der  durch  Staatsgewalt  billig  gehaltenen  Inlandspreise  an 
die  höheren  Preise  des  Auslandes  anzustreben  oder  doch  wenigstens 
nicht  zu  behindern  wäre.  Die  Antwort  ist  nicht  leicht,  aber  die 
Gründe  für  Abbau  mindestens  der  Zwangspreise  scheinen  mir  zu 
überwiegen.  Allerdings  würden  starke  Preissteigerungen  die  erste, 
mit  stürmischer  Erregung  der  nicht  landwirtschaftlichen  Bevölke¬ 
rung  verbundene  Folge  sein;  erst  jetzt  würde  ja  das  furchtbare 
Maß  unserer  Verarmung,  die  erbärmlich  geringe  Kaufkraft  fast 
all  unserer  Einkommen  der  breiten  Masse  der  Bevölkerung  bewußt 
werden.  Vielleicht,  daß  im  Gewerbe  die  Löhne  noch  einigermaßen 
mit  der  Preisbewegung  würden  Schritt  halten  können,  zumal  in 
den  exportierenden  Industrien;  den  festbesoldeten  Beamten  aber 
würde  man  wahrscheinlich  nur  durch  Einführung  teilweiser  Natural¬ 
löhnung  über  die  erste  kritische  Zeit  hinweghelfen  können.  Bald 
aber  würde  voraussichtlich  durch  den  Wegfall  der  Verschiebungen 
Uber  die  Grenze,  durch  die  Abschreckung  der  Ausländer  und  durch 
die  kräftige  Anregung  der  heimischen  landwirtschaftlichen  Pro¬ 
duktion  (besonders  an  Milch,  Fleisch,  Fett  und  Zucker)  eine  reich¬ 
lichere  Versorgung  des  heimischen  Marktes  und  damit  eine  be¬ 
scheidene  Preissenkung  eintreten.  Erhöhte  Erzeugung  der  hei¬ 
mischen  Landwirtschaft  würde  dann  auch  einen  Teil  der  heutigen 
Nahrungsmittelemfuhr  entbehrlich  machen,  damit  unsere  Zahlungs¬ 
bilanz  verbessern,  den  Wert  der  deutschen  Währung  heben  und 
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so  wiederum  die  Preise  aller  Einfuhrgüter  spürbar  senken.  Das  • 
Preisgleichgewicht  zwischen  Inland  und  Ausland  würde  also  beim 
Abbau  der  Zwangswirtschaft  tatsächlich  nicht  nur  durch  Hebung 
der  Warenpreise  im  Inlande,  sondern  auch  durch  Hebung  des 
Währungspreises  im  Auslande  herbeigeführt  werden;  je  mehr  gleich¬ 
zeitig  der  Export  von  Kohle,  Kali  und  Industrieprodukten  zur 
Hebung  der  deutschen  Valuta  beiträgt,  um  so  besser  für  alle  in¬ 
ländischen  Verbraucher. 

Aber  die  Steigerung  des  Warenexportes  ist  nicht  der  einzige 
Ausfuhrweg,  auf  dem  eine  Sanierung  unserer  Zahlungsbilanz  sich 
vollziehen  kann.  Der  Export  von  Wertpapieren  spielt  daneben 
eine  beträchtliche  Rolle.  Auslandspapiere  haben  wir  heute  nur 
noch  in  bescheidenen  Beständen  im  Lande.  Ihr  gänzliches  Ver¬ 
schwinden  vom  deutschen  Effektenmärkte  ist  wohl  eine  Frage 
kurzer  Zeit.  Daneben  benutzt  das  Ausland  —  wie  die  stürmischen 
Kurssteigerungen  der  letzten  Wochen  beweisen  —  den  niedrigen 
Stand  unserer  Währung,  um  auch  inländische  Börsen  werte  in  be¬ 
trächtlichen  Beständen  anzukaufen.  Das  bedeutet  natürlich  eine 
täglich  wachsende  Verschuldung  Deutschlands  an  das  Ausland, 
eine  unerfreuliche,  aber  bei  der  jetzigen  Höhe  unserer  Einfuhr 
einfach  unvermeidliche  Erscheinung.  Am  peinlichsten  ist  bei  diesem 
Abströmen  der  deutschen  Effekten,  wie  mir  scheint,  die  Abwande¬ 
rung  der  deutschen  Kolonialaktien  und  der  Aktien  der  deutschen 
Auslandsunternehmungen  (der  Überseebanken,  der  Steaua  Romana 
usw.),  aus  denen  uns  gerade  bei  dem  schlechten  Valutastande  höchst 

wertvolle  Auslandsguthaben  erwachsen  könnten.  Verhältnismäßig  am 
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günstigsten  aber  ist  vielleicht  das  Auslandsinteresse  für  unsere  seij 
Jahren  notleidenden  Schiffahrtsaktien,  denn  ohne  Auslandshilfe  isl 
unseren  Nordseehäfen  nach  dem  Verluste  aller  großen  Schiffe  wohl 
nicht  mehr  zu  helfen.  Freilich,  daß  der  gegenwärtigen  Börsen¬ 
hausse  im  allgemeinen  unzweifelhaft  der  Charakter  des  Ausverkaufs 
anhaftet,  wollen  wir  uns  ehrlicherweise  nicht  verhehlen;  nur  starker 
Warenexport  wird  diese  peinliche  Effektenausfuhr  allmählich  wieder 
eindämmen  können. 

Schon  seit  Menschenaltern  war  es  eine  Binsenwahrheit  für 
die  deutsche  Volkswirtschaft,  daß  sie  entweder  Waren  oder  Menschen 
ausführen  müsse,  und  im  letzten  Menschenalter  vor  dem  .Kriege 
durften  wir  darauf  stolz  sein,  trotz  wachsender  Bevölkerung  endlich 
den  zehrenden  Menschenexport  durch  nährenden  Warenexport  er¬ 
setzt  zu  haben.  Für  die  Gegenwart  und  nächste  Zukunft  werden 
wir  leider  auch  des  Menschen exportes  nicht  völlig  entraten 
können,  zumal  solange  die  Überführung  von  Hunderttausenden  und 
vielleicht  Millionen  aus  industrieller  in  landwirtschaftliche  und  berg¬ 
bauliche  Beschäftigung- noch  nicht  gelungen  ist.  Es  wäre  falsch, 
dieser  bevorstehenden  Massenauswanderung  gegenüber  eine  Vogel- 
Strauß-Politik  betreiben  zu  wollen.  Wir  müssen  vielmehr  die  dabei 
drohenden  Verluste  an  Volkskraft  durch  bewußte  Auswanderungs-’ 
Politik  zu  mildern  versuchen.  Staats  Verträge  mit  geeigneten  Ein¬ 
wanderungsländern,  seien  es  südamerikanische  oder  osteuropäische 
oder  welche  sonst  immer,  und  opferwillige  Förderung  der  deutschen 
Auslandskirchen  und  Auslandsschulen  werden  dazu  immerhin  Be¬ 
trächtliches  beitragen  können.  Unter  keinen  Umständen  darf  ein  ^ 
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I  planloses  Davonlaufen  und  ein-  wildes  Agentenwesen  aufkommen, 

i  das  die  Deutschen  wieder  wie  in  früheren  Geschlechtern  zum  Volks¬ 
dünger  in  fremden,  vielleicht  feindlichen  Ländern  machen  würde.  Je 
schneller  unser  Warenexport  wächst,  um  so  schneller  werden  wir 
auch  über  den  traurigen  Menschenexport  wieder  hinwegkommen. 

So  führen  alle  Exportbetrachtungen  immer  wieder  zu  der 
Erkenntnis  zurück,  daß  im  Mittelpunkte  aller  Sanierungsarbeit  an 
Zahlungsbilanz,  Währung  und  Wirtschaft  eine  gesteigerte  Produk¬ 
tion  von  Exportwaren  stehen  muß.  Kein  Mittel,  das  dieser  Pro¬ 
duktionssteigerung  förderlich  sein  könnte,  darf  unversucht  bleiben. 
Rohstoffkredite,  selbst  unter  der  harten  Bedingung  einer  Verpfän¬ 
dung  gewerblicher  Anlagen,  Lohn  Werksaufträge  für  Rechnung 
ausländischer  Unternehmungen,  auch  systematische  Einschrän¬ 
kungen  des  inländischen  Verbrauches  zugunsten  der  rettenden 
Ausfuhr  werden  notwendig  werden.  In  den  Produktionswerk¬ 
stätten  selbst  werden  Normalisierung,  Typisierung  und  Speziali¬ 
sierung,  geordnet  vom  gemeinsamen  Willen  der  industriellen  Fach¬ 
verbände  und  Syndikate,  die  Erzeugung  gleichzeitig  vereinfachen, 
verbilligen  und  vermehren  können.  Ohne  Wagemut  und  Unter¬ 
nehmungslust  in  jeder  einzelnen  Unternehmung  wird  das  Ganze 
nicht  vorwärtskommen.  In  der  furchtbaren  Krisis  unserer  Wirt¬ 
schaft  ist  der  Unternehmer  für  uns  heute  einfach  unersetzlich. 
An  Männern  für  diese  leitende  und  schöpferische  Arbeit  fehlt  es 
in  Deutschland  nicht;  Sache  des  Staates  ist  es,  ihre  Tatkraft  zu 
fördern  und  zu  schützen.  Auch  unter  diesem  Gesichtspunkt  kann 
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die  Finanzreform  nicht  schnell  genug  durchgeführt  werden;  dem 
die  Ungewißheit  der  Wartezeit  lähmt  tausend  weitschauende  Kal' 
kulationen.  Ebenso  wird  eine  offene  Absage  an  den  volkstüm¬ 
lichen  Gedanken  einer  schleunigen  allgemeinen  Sozialisierung 
vielerorts  neuen  Unternehmungsgeist  wecken.  Nicht,  daß  wir  aut 
die  Idee  der  Gemeinwirtschaft  an  sich,  die  in  Deutschland  schon 
seit  40  Jahren  siegreich  marschierte,  heute  oder  je  verzichten 
sollten;  aber  zu  kostspieligen  Experimenten  ist  keine  Zeit  unge¬ 
eigneter  als  eine  Krise,  aus  der  nur  Persönlichkeiten,  aber  nicht 
Theorien  heraushelfen  können.  In  einer  Gesellschaft,  die  von 
Selbstsucht  und  Gewinnsucht  gepeitscht,  in  einer  Volkswirtschaft, 
die  von  fremdem  Kapitalismus  geknechtet  wird,  kann  Gemein¬ 
wirtschaft  nur  das  höchste  Ziel  aller  Hoffenden,  nimmermehr  aber 
eine  Vorschrift  und  Überschrift  für  die  Tagespflichten  der 
Schaffenden  sein.  Ist  erst  später  einmal  die  ganze  Gesinnung 
der  Völker  Europas  —  vielleicht  unter  dem  entscheidenden  Ein¬ 
druck  der  jetzigen  Katastrophe  —  wahrhaft  „sozialisiert“,  hat 
echter  Gemeinsinn  in  jedem  Einzelnen  den  kapitalistischen  Er¬ 
werbssinn  überwunden,  dann  kommt  die  Sozialisierung  des  Wirt¬ 
schaftslebens  von  selbst;  es  ist  auch  hier  der  Geist,  der  sich  den 
Körper  baut! 

Damit  sind  wir  bereits  aus  der  Wirtschaftspolitik  hinüber¬ 
geschritten  in  die  Sozialpolitik,  die  für  den  Neuaufbau  des 
deutschen  Wirtschaftslebens  vor  besonders  schwierige  Aufgaben 
gestellt  ist.  Wieviele  glühende  Hoffnungen  hat  man  in  den 
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Jahren  des  Krieges  und  in  den  Tagen  der  Revolution  in  den 
Herzen  unserer  besitzlosen  Volksgenossen  wachgerufen!  Zuerst 
durch  die  Kriegerheimstättenagitation  der  Bodenreformer,  dann 
durch  die  Siegesrufe  und  Sozialisierungsversprechen  der  Sozialisten. 
Keine  dieser  Hoffnungen  hat  sich  erfüllt,  keine  konnte  sich  er¬ 
füllen  in  unserer  verarmten,  zertretenen,  verödeten  und  ausgebluteten 
Volkswirtschaft.  Jeder  Volksfreund  muß  den  Mut  haben,  das 
heute  offen  auszusprechen.  Und  nun  gilt  es,  die  zweifach  ent¬ 
täuschten  Millionen  zur  alten  Produktivität  und  zu  neuer  Arbeits¬ 
freude  hinzuführen,  in  einem  Augenblick,  in  dem  nicht  wenige 
unter  ihnen  auch  das  Vertrauen  zu  den  selbstgewählten  und  oft 
erprobten  alten  Führern  und  Vorkämpfern  verloren  haben.  Dieser 
außergewöhnliche  Notstand  erfordert  außergewöhnliche  Schritte. 
Hier  sehe  ich  die  geschichtliche  Rechtfertigung  für  das  Wagnis 
des  Betriebsrätegesetzes.  Es  ist  ein  Wagnis,  zweifellos,  und  mancher 
Verirrung,  mancher  Torheit  wird  es  hier  und  dort  in  den  Betrieben 
die  Tür  öffnen.  Aber  der  Grundgedanke,  das  Selbstverwaltungs¬ 
prinzip,  das  sich  in  den  Gemeinden  so  glänzend  bewährt  hat,  nun 
auch  in  die  wirtschaftlichen  Betriebe  hineinzutragen,  ist  gut  und 
groß,  und  allen  Erregungen  dieser  Tage  zum  Trotz  wird  der  Appell 
an  das  wechselseitige  Vertrauen  zwischen  Unternehmerund  Arbeiter¬ 
schaft  für  die  Dauer  nicht  wirkungslos  verklingen.  Über  die  Einzel¬ 
heiten  des  Entwurfs  läßt  sich  streiten  und  wird  noch  viel  gestritten 
werden;  eine  Verknüpfung  des  Gesetzes  mit  einem  Gesetze  über 
die  Ausgabe  von  Kleinaktien  und  über  die  Schaffung  von  Aktien¬ 
gesellschaften  mit  Gewinnbeteiligung  wäre  erwägenswert,  denn  die 
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Beteiligung  der  Arbeiter  an  den  Aufsichtsräten  würde  alsdann  aui 
geringeren  Widerstand  stoßen.  Allen  Radikalen  rechts  und  links 
zu  gefallen,  wird  freilich  auch  bei  dieser  Gesetzgebung  unmöglich 
sein;  aber  daß  auf  diesem  Wege  die  Arbeitsfreude  und  die  Pro¬ 
duktivität  in  tausenden  von  Betrieben  gehoben  werden  kann,  ist 
sicher,  und  darum  ist  das  Gesetz  nützlich  und  nötig.  Ist  der 
Betriebsrat  erst  einmal  lebendig  und  über  die  ersten  Kinderkrank¬ 
heiten  hinaus,  so  wird  er  Erfolge  zeitigen  können,  von  denen 
seine  heutigen  Gegner  nichts  ahnen:  er  wird  Wege  finden,  die 
Auslese  des  Nachwuchses  und  die  Methoden  der  Löhnung  von 
Grund  auf  zu  rationalisieren,  er  wird  auch  die  heute  zum  Teil  noch 
ziemlich  papierenen  „Arbeitsgemeinschaften“  beleben  und  befruchten. 
Auch  der  Betriebsrat  ist  kein  Allheilmittel,  aber  er  wird  immerhin 
ein  wertvolles  Hilfsmittel  für  den  Neuaufbau  unserer  Wirtschaft 
werden  können. 

Nur  mit  Vorsicht  vermag  man  heute  von  der  Zukunft  unseres 
gesetzlichen  Arbeitsschutzes  und  unserer  Sozialversicherung  zu 
sprechen.  Es  wird  von  den  internationalen  Entwicklungen  und 
Entscheidungen  abhängen,  wieviel  wir  vom  alten  Bestände  und 
von  den  Fortschritten  des  letzten  Jahres  werden  erhalten,  wieviel 
wir  vielleicht  auch  an  neuen  Verbesserungen  werden  durchsetzen 
können. 

Um  so  gewisser  ist,  daß  uns  in  der  Organisation  der  großen 
sozialen  Umschichtung  unseres  Volkes,  in  der  Überführung  von 
Hunderttausenden,  vielleicht  von  Millionen  aus  dem  Gewerbe  in 
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die  Urproduktion,  in  Landwirtschaft  und  Bergbau,  neue  große 
sozialpolitische  Aufgaben  erwachsen.  Der  Gedanke,  die  leider  ver¬ 
loren  gegangene  Wehrpflicht  durch  ein  oder  zwei  Jahre  staatlicher 
Dienstpflicht  aller  jungen  Männer  in  Bergbau  und  Landwirtschaft 
zu  ersetzen  —  selbstverständlich  durch  eine  Dienstpflicht  für  die 
Jugend  aller  Stände  und  durch  eine  Dienstpflicht,  aus  der  privaten 
Unternehmern  keinerlei  kapitalistische  Profite  erwachsen  dürfen  — 
sei  in  diesem  Zusammenhänge  wenigstens  gestreift. 

Sozialpolitik  ist  nicht  nur  ein  Zweig  der  allgemeinen  Volks¬ 
wirtschaftspolitik,  sie  ist  als  die  Hygiene  der  Gesellschaft  immer  zu¬ 
gleich  auch  ein  Stück  der  allgemeinen  Volkserziehung.  Auch  ein 
wirtschaftliches  Dienstjahr  der  männlichen  Jugend  würde  nicht  allein 
wirtschaftlich,  sondern  ebenso  stark  ethisch  zu  bewerten  sein,  und 
der  Nationalökonom  soll  sich,  meiner  Meinung  nach,  nicht  scheuen, 
auf  diese  Zusammenhänge  offen  hinzuweisen.  Wirtschaften  ist  nie¬ 
mals  der  einzige  und  niemals  der  höchste  Zweck  des  Lebens,  und 
vollends  heute  würde  eine  wirtschaftspolitische  Betrachtung,  die 
nirgends  über  „Rentabilität“  und  „Produktivität“  hinaussähe,  unserem 
armen,  nicht  nur  politisch  und  wirtschaftlich,  sondern  auch  seelisch 
tief  erschütterten  Volke  doch  zuletzt  nur  Steine  für  Brot  geben. 
Ohne  sittliche  Erneuerung  wird  der  wirtschaftliche  Neuaufbau  nicht 
gelingen  und  nicht  lohnen.  An  den  Millionengewinnen  der  Schieber 
und  Schleichhändler,  an  der  Massenflucht  der  Kapitalien  über  die 
Grenze,  an  den  i6o  Millionen  M.,  die  der  preußische  Eisenbahn¬ 
fiskus  jetzt  jährlich  für  Bahndiebstähle  zahlen  muß,  an  dem  be- 
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sinnungslosen  Genießen  und  Verbrauchen  rings  um  uns  her  spüren 
wir  den  engen  Zusammenhang  zwischen  dem  sittlichen  und  dem  wirt¬ 
schaftlichen  Verfall,  den  engen  Zusammenhang  überhaupt  zwischen 
Ethik  und  Wirtschaft.  Gewiß  brauchen  wir  zuerst  „Wirtschaftlich-! 
keit“,  um  wieder  hochzukommen,  feste  Ordnung  oben  und  eisernen 
Fleiß  unten  —  das  haben  uns  im  letzten  Jahre  ja  auch  auf  allen 
Gassen  die  Plakate  gepredigt.  Aber  die  Parole  von  Ordnung  und 
Fleiß  heißt  doch  noch  nicht  mehr  als  einfaches  Wiederanknüpfen 
an  1914;  auch  das  Herrenregiment  amerikanischer  Kapitalister 
könnte  sie  uns  schließlich  ohne  wirkliche  innerliche  Volkserneuerung 
von  außen  her  aufzwingen.  Aber  wir  brauchen  mehr,  denn  es  is1 
mehr  zusammengebrochen  als  nur  unser  Wohlstand;  wir  brauchen 
eine  bewußte  Überwindung  des  Mammonismus  und  der  Genuß¬ 
sucht,  die  wie  in  den  Kriegsjahren  so  auch  vorher  in  den  Jahren 
des  Reichtums  und  des  Glanzes  unser  Volk  innerlich  so  arm  und 
leer  gemacht  haben.  Wer  nicht  stolz  und  tapfer  verzichten  kann, 
wer  immer  wieder  jammernd  und  scheltend  nach  den  verlorenen  | 
Genüssen  von  1914  zurückschauen  muß,  der  taugt  nicht  zur  Mit¬ 
arbeit  am  Aufbau  eines  neuen  Deutschland!  Ordnen  wir  den  Staat 
und  die  Wirtschaft,  ordnen  wir  Finanzen,  Erzeugung,  Handel  und 
Verbrauch,  fördern  wir  jede  schöpferische  Arbeit,  die  wagende  des  1 
Unternehmers,  die  sinnende  des  Erfinders  und  die  ausführende  des 
Arbeiters  —  aber  vergessen  wir  dabei  nicht,  daß  ohne  eine  neue 
Volksgesinnung,  ohne  neuen  Gemeinsinn  und  Opfersinn  in  allen 
Gliedern  des  Volkes  die  allgemeine  Armseligkeit  der  kommenden 
Jahrzehnte  einfach  unerträglich  sein  wird!  Wir  Nationalökonomen^t' 
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fären  schlechte  Lehrer  der  Jugend,  wenn  bei  unerschütterlich  ob- 
ektiver  Schilderung  und  Abwägung  der  wirtschaftlichen  Tatsachen 
insere  Schüler  nicht  doch  in  diesen  Tagen  der  Not  den  Pflichtruf 
;u  Gemeinsinn  und  Opfersinn  als  Unterton  aus  jedem  unserer 
'^orte  und,  wie  ich  hoffe,  auch  als  Grundton  aus  unserem  eigenen 

.eben  heraushörten, 
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Der  durch  seine  geldtheoretischen,  währungspolitischen  und  finanzpolitischen  Ver¬ 
öffentlichungen  rühmlich  bekannte  Verfasser  geht  von  der  Auffassung  aus,  daß  der  be¬ 
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gemeinen  Mißtrauens  sei.  Dieses  Mißtrauen  sei  aber  wenigstens  insoweit  ungerechtfertigt, 
als  es  sich  gegen  die  Zahlungsfähigkeit  des  Reiches  richte.  Das  Reich  könne  niemals  der¬ 
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Währung  und  Valuta.  Eine  Einführung  in  das  deutsche  Geldproblem  der 
Gegenwart.  Von  Dr.  rer.  pol.  Fritz  Terhalle,  a.  o.  Professor  an  der  Univer¬ 
sität  Jena.  (64  S.  gr.  S".)  1919.  Preis:  3  Mark  60  Pf. 

In  allgemein  verständlicher  Form  wird  hier  von  einem  über  den  Parteien  stehenden 
Manne  der  Wissenschaft  ein  Gegenstand  behandelt,  der  heute,  von  ganz  besonderer  Be¬ 
deutung  ist  und  Wissenschaft  wie  Praxis  täglich  beschäftigt.  Die  kleine  Schrift  darf  des¬ 
halb  in  den  weitesten  Kreisen  auf  Beachtung  rechnen. 
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Heft  68:  Leistungssteigerung  und  wirtschaftliche  Vervollkommnung  in 
der  Industrie.  Von  Oberingenieur  F.  Hendrichs  und  Dr.  Mittelsten - 
scheid.  —  Leistungssteigerung  und  vervollkommnete  Organi¬ 
sation  der  menschlichen  Arbeit.  Von  P.  Umbreit,  Redakteur  des 
Korrespondenzblattes  der  Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutsch¬ 
lands,  Berlin.  (IV,  91  S.  8®.)  1919.  Preis:  2  Mark  60  Pf. 

Heft  69:  Gemeinwirtschaftliche  Förderung  der  Haushaltung  und  der 
Lebenskraft.  Von  Frau  Henriette  Fürth,  Frankfurt  a.  M.  — 
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Dieses  Verzeichnis  ist  ein  ausführlicher  Verlagsbericht'  und  enthält  in  syste- 
mati.scher  Einteilung  eine  wertvolle  Literatur-Zusammenstellung  über  Volkswirt¬ 
schaft,  »Soziahvissenschaft,  Sozialpolitik  und  Volks  wohl  fahrt,  Arbeiter-  und  An¬ 
gestelltenbewegung  usw.  Es  wird  -auf  Verlangen  von  jeder  Buchhandlung  oder 
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Eine  Kapitalrentensteuer  im  Rahmen  der  Neuordnung  der 

Reichsfinanzen,  von  Or.  H.  O.  Haenel,  Freiburg  i.  Br.  (V,  76.Srgr.  8“.^ 
]^9j9  Preis;  5  Mark. 

Die  Sckrift  tritt  für  eine  Kapitalrentensteuer  des  Reiches  ein,  um  das  erarbeitete 
Einkommen  zu  schonen  und  eine  volkswirtschaftlich  unproduktive  Klasse  zu  belasten;  denn 
die  produktiven  Kreise  der  Bevölkerung  werden  in  ihrer  augenblicklichen  schwerigen  Lagu 
durch  die  geplante  große,  Vermögensabgabe,  auch  wenn  diese  in  Raten  gezahlt  \verden  kann,^ 
bis  an  die  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit  belastet  werden. 

Die  Abhandlung  schließt  mit  einer  kurzen  Kritik  des  Gesetzentwurfes  der  Reichs¬ 
regierung,  welcher  ganz  große  und  sehr ^  geringe  Rentenbezüge  gleich  hoch  belastet  und  > 
trotz  seiner  bestehenden  Einfachheit  eine  sichere  Erfassung  nur  bei  Zinsen  aus*  Wert- , 
papieren,  Bank-  und  Sparkassenguthaben  garantieren  kann. 

Die  Sozialisierung  des  Wirtschaftslebens.  Grundsätzliches  über  Mög-  v 

lichkeiten  und  Notwendigkeiten.  Von  Prof.  Dr.  Karl  von  Tyska,  Hamburg.^^ 
(V, '79  S.  gr.  8°.)  1919.  Preis:  ß  Mark  50  Pf,. 

Inhalt:  1.  Die  wirtschaftliche  Freiheit  und  der  soziale  Gedanke.  2.  Der 
Sozialismus.  3.  Walther  Rathenaus  Ziel  und  Weg.  '4.  Bedingungen  und  Grenzen 
der  Sozialisierung.  5.  Die  Gemein  Wirtschaft  in  ihrer  sozialen  und  finanziellen  Be¬ 
deutung.  ,  6.  Die  Sozialisierung  der  privaten  Monopole.  7.  Ausblick. 

Die 'Frage  der  Sozialisierung  des  Wirtschaftslebens  steht  heute  im  Vordergründe^ 
des  Interesses.  Nicht  nur  die  politischen  Umwälzungen,  die  wir  soeben  erlebt  haben,  in 
deren  Mitte  wir  noch  stehen,  haben  dies  bewirkt.  Die  letzten  Friedensjahre  und  fast  noch 
mehr  die  Kriegszeiten  haben  uns  in  zunehmendem  Maße  eine  Sozialisierung  einzelner  Teile 
des  Wirtschaftslebens  gebracht.  Wie  weit  ist  eine  Sozialisierung  unseres  Wirtschaftslebens 
möglich,  ohne  die  Grundfeste,  auf  der  wir  stehen,  zu  erschüttern,  wie  weit  ist  sie  anderer- - 
seits  notwendig  in  unser  aller  Interesse,  im  Interesse  des  Volksganzen,  das  weit  und  hoch 
über  dem  jedes  Einzelnen  zu  stehen  hat?  Zur  Beantwortung  dieser  Fragen  soll  die  vor¬ 
liegende  Schrift  beitragen. 


Vom  Geist  in  der  Wirtschaftspolitik.  Gedanken  über  die  Möglichkeit 

iuteruationaler  Verständigung  in  Wirtschaftsfragen  Von  Prof.  Dr.  Carl  von 
Tyska.  (61  S.  gr.  8^) .  1919.  o  Preis:  3  Mark  60  Pf. 

Inhalt:  1.  Die  Weltwirtschaft  vor  dem  Kriege.-  2.  Die  Gr'uudlagen  der 
Weltwirtschaft  und  die  Keime  ihres  Zusammenbruches.  3.  Der  Neuaufbau  der 
Weltwirtschaft  im  Geiste  gegenseitiger  Verständigung.  ■ 

Die  Frage,  ob  die  Menschheit  je  zu  einem  dauernden  Frieden  gelangen  wird,  be^ 
schäftigt  heute  mehr  denn  je  die  Gemüter.  Die  vorliegende  kleine  -  Schrift  soll  den  Weg' 
weisen,  der  die  Völker  herausführt  aus  diesem  Labyrinth  der  Mißverständnisse,  des  Neides 
und  des  Hasses  auf  die  lichten-  Höhen  friedlicher  gemeinschaftlicher  Zusammenarbeit.  Vor¬ 
bedingung  dazu  ist,  daß  in  die  Wirtschaftspolitik  ein  neuer  Geist  einzieht,  und  daß  an 
Stelle  des  bisher  herrschenden  Systems  der’  Engherzigkeit  und  der  rücksichtslosen  Ver¬ 
folgung  kleinlicher  Sonderinteressen  eine  Wirtschaftspolitik  tritt,  die  getragen  ist  vom  Geist 
der  Gerechtigkeit,  der  Redlichkeit  und  der  gegenseitigen  Verständigung.  Daß  eine  in 
diesem  Geiste  geführte  Politik  nicht  nur  die  sichere  Grundlage  für  eihen  dauernden  Frieden 
wäre,  sondern  auch  im  ureigensten  Interesse  eines  jeden  Volkes  selbst  läge,  dies  zu  zeigen, 
hat  sich  der  Verfasser  als  Aufgabe  gesetzt. 


Das  Recht  auf  Arbeit.  Von  Th.  Brauer.  (52  S.  8°.)  1919.  Preis:  2  Mark  40  Pf. 

Die  politischen  und  sozialen  Umwälzungen  haben  die  Forderung  eines  Rechts  auf 
Arbeit  wieder  in  den  Vordergrund  gerückt.  Das  deutsche  Sozialisierungsgesetz  stellt  sogar^ 
einen  tiefgreifenden  Versuch  gesetzgeberischer  Verwirklichung  dieser  Fordemng  dar.  Dem-j 
gegenüber  tut  der  Verfasser  in  leidenschaftloser  Untersuchung  dar,  daß  die  Forderung  des 
Rechts  auf  Arbeit  ein  Schlagwort  ist,  daß  durch  schillernde  Unbestimmtheit  besticht,  daß 
aber  die  praktische  Durch führbariceit  nach  wie  vor  unmöglich  bleibt.  Dadurch  wird  die 
kleine  Schrift  zu  einem  Warnungssignal  auch  für  andere  Gebiete,  was  in  diesen  aufgeregten 
Tagen  besonders  nottut.  Ausgedehntere  Bevi^eisführung  und  Anpassung  an  die  neuesten 
Verhältnisse  sind  Vorzügs'  der  Schrift  von  früher  erschienenen,  die  sich  mit  dem  gleichen 
Gegenstände  beschäftigen.  _  _ 
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